
 
 
 
 
 
 

Stadt Hückelhoven 
Stadtbüro 
Rathausplatz 1 
41836 Hückelhoven 

 
 
 
 
 
Erklärung über Widerspruch und Einwilligung nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) 
 
Familienname, Vorname geb. am 

Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnr.  

 
 

Ich erteile meine Einwilligung zur Weitergabe meiner Daten 
 

 Ja  Nein an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr zum Zwecke der 
Übersendung von Informationsmaterial über die Tätigkeiten in den Streitkräften an 
Frauen und Männer, die im folgenden Jahr volljährig werden und die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen (§ 36 Abs. 2 BMG) 
 

 Ja  Nein an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft, da ich als Familienangehörige/r 
(Ehegatte, minderjähriges Kind bzw. Elternteil eines minderjährigen Kindes) von 
Mitgliedern einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft nicht derselben oder 
keiner Religionsgesellschaft angehöre. Mir ist bekannt, dass dies nicht gilt, soweit 
Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen Religions-
gesellschaft übermittelt werden (§ 42 BMG) 
 

 Ja Neinan Unternehmen für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels (§ 44 BMG) 
 

 Ja  Nein an Parteien, Wählergruppen und anderen Träger von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler 
Ebene (§ 50 Abs. 1 BMG) 
 

 Ja  Nein an Mandatsträger, Presse oder Rundfunk über meine Alters- und Ehejubiläen     
(§ 50 Abs. 2 BMG) 
 

 Ja  Nein an Adressbuchverlage zum Zwecke der Veröffentlichung in gedruckten  Adress- 
büchern (§ 50 Abs. 3 BMG) 
 

Ein „Nein“ gilt als Widerspruch im Sinne des Bundesmeldegesetzes. 
Die Erläuterungen auf der Rückseite habe ich zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
Hückelhoven, den______________   _____________________________ 
        Unterschrift 
 



Zulässigkeit der Datenübermittlungen 
 
§ 58c Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Bundesmeldesetz (BMG) 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial nach Absatz 2 Satz 1 übermitteln die 
Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis zum 31. März 
folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
1. Familienname, 2. Vornamen, 3. gegenwärtige Anschrift. 
Eine Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes ist nur zulässig, soweit die betroffene 
Person nicht widersprochen hat.  
 
§ 42 BMG 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde von diesen 
Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 
Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, Zugehörigkeit zu einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft, derzeitige Anschriften, Auskunftssperren nach § 51 sowie Sterbedatum. 
Familienangehörige im Sinne des Absatzes 2 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern von 
minderjährigen Kindern. Die betroffenen Personen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu 
widersprechen. Dies gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden 
 
§ 44 Abs. 3 BMG 
Die Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft ist nur zulässig, wenn die Auskunft verlangende Person 
oder Stelle erklärt, die Daten nicht zu verwenden für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels, es sei 
denn, die betroffene Person hat in die Übermittlung für jeweils diesen Zweck ausdrücklich eingewilligt. 
 
§ 50 Abs. 1 BMG 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der 
Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung 
das Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt 
werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die Werbung bei einer 
Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu 
löschen oder zu vernichten. 
 
§ 50 Abs. 2 BMG 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde Auskunft erteilen über Familienname, Vornamen, 
Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und Art des Jubiläums. 
Altersjubiläen im Sinne des Satzes 1 sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 
100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehejubiläum. 
 
§ 50 Abs. 3 BMG 
Adressbuchverlagen darf zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilt 
werden über deren Familienname, Vornamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften. 
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) verwendet werden 
 
§ 50 Abs. 5 BMG 
Die betroffene Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten nach den Absätzen 1 bis 3 zu 
widersprechen. 


